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Bebauungsplan Nr. 40 "Wilhelmsberg Kitzingen" (Klinikum Kitzinger Land) - 1. Anderung;
Billigung des Planentwurfs und Beschluss iiber die offentliche Auslegung und Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange

Beschlussentwurf:

1. Der beigefugte Entwurf des Bebauungsplans Nr. 24 ,Wilhelmsberg Kitzingen® in der
Fassung der 1. Anderung mit zeichnerischem Teil, planungsrechtlichen
Festsetzungen und ortlichen Bauvorschriften zum Bebauungsplan, jeweils in der
Fassung vom 13.03.2013, mit Begrindung in der Fassung vom 13.03.2013 wird
gebilligt.

2. Der gebilligte Anderungsentwurf wird nach § 3 Abs. 2 BauGB &ffentlich ausgelegt.
Die betroffenen Behérden und sonstigen Trager o6ffentlicher Belange werden nach §
13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB in Verbindung mit § 13 BauGB sowie § 4 Abs. 2 BauGB
beteiligt und von der offentlichen Auslegung nach § 3 Abs. 2 Satz 3 BauGB
benachrichtigt.
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Sachvortrag:

1.

Erfordernis der 1. Anderung des Bebauungsplans

Anlass der Planung ist die Absicht des Kommunalunternehmens ,Klinik Kitzinger Land®,
eine Generalsanierung des Klinikgebdudes am westlichen Stadtrand von Kitzingen
durchzufiihren. Die Klinik, die im Jahr 1983 errichtet wurde, weist heute verschiedene
bauliche, technische und funktionale Mangel auf. Die deshalb erforderliche Sanierung
umfasst eine Erweiterung des bestehenden Gebaudekomplexes, den Teilersatz von
Baukoérpern und die Sanierung der verbleibenden Gebaude. Einhergehen wird die
Sanierung mit einer Neuordnung der Funktionsbereiche innerhalb des
Gebaudekomplexes zur Optimierung der Arbeitsabldufe im Klinikbetrieb.

Das Klinikgeldnde ist bereits durch den Bebauungsplan ,Wilhelmsberg — Kitzingen® als
Sondergebiet ,Klinik“ Gberplant, der mit 6ffentlicher Bekanntmachung vom 15.01.1980
rechtsverbindlich wurde. Die hierin getroffenen Festsetzungen zur Uberbaubaren
Grundstlicksflache und der hochstzulassigen Grundflachenzahl sind jedoch sehr eng
gefasst, so dass als Grundlage fiir die Erweiterung der Klinik eine Anderung des
Bebauungsplans erforderlich ist. Diese Anderung wird zum Anlass genommen, die
bisherigen Festsetzungen des Bebauungsplans auf Erfordernis, Aktualitdt und
Rechtssicherheit zu Gberprifen.

Ziele und Zwecke der Plananderung

Mit der Durchfihrung des Bauleitplan-Verfahrens unterstitzt die Stadt Kitzingen das
Sanierungsvorhaben des Kommunalunternehmens ,Klinik Kitzinger Land®. Gleichzeitig
schafft die Stadt damit die Voraussetzungen, auch zukinftig eine hochwertige
medizinische Versorgung der Blrger aus Kitzingen und der Umgebung gewahrleisten zu
kdnnen. Durch die Sanierung und Erweiterung am bestehenden Standort leistet die
Planung gleichzeitig einen Beitrag zur Nachverdichtung und damit einem sparsamen
Umgang mit Grund und Boden und entspricht dem Prinzip des Vorranges fur die
Innenentwicklung.

Die erforderliche Bebauungsplan-Anderung mit einem Umgriff von 5,67 ha ersetzt in
ihrem raumlichen Geltungsbereich die bisherigen Inhalte des aktuell rechtskraftigen
Bebauungsplans Nr. 40 ,Wilhelmsberg — Kitzingen* (Fassung vom 07.09.1978,
rechtsverbindlich seit 15.01.1980).

Beschleunigtes Verfahren

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen
Voraussetzungen zur Sanierung und Erweiterung des Klinikums Kitzinger Land am
bestehenden Standort geschaffen, fir den bereits Baurecht besteht. Eine
Neuversiegelung bisher unbebauter Flachen am Ortsrand wird damit vermieden. Es
werden somit vorrangig Ziele der Innenentwicklung nach § 13a BauGB verfolgt.

Weitere Voraussetzungen zur Anwendung des Beschleunigten Verfahrens nach § 13a
BauGB werden wie folgt erfullt:

» Der Schwellenwert von 20.000 m? gemaR § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB wird bezogen auf die
zulassige Grundflache im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO bei der fir das Sondergebiet getroffenen
Festsetzung einer GRZ von 0,5 mit ca. 27.790 m? zwar Uberschritten. Die zuldssige Grundflache ist jedoch
kleiner als der in §13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB genannte Wert von 70.000 m2. Die Stadt Kitzingen kommt
im Rahmen der deshalb erforderlichen, lberschldgigen Prifung der in Anlage 2 des Baugesetzbuches
genannten Kriterien zu der Einschatzung, dass der Bebauungsplan voraussichtlich keine erheblichen
Umweltauswirkungen hat, die nach § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwagung zu berlicksichtigen waren.
Die Vorprifung des Einzelfalls ist dem Bebauungsplan als Anlage 1 beigefligt.

» Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden die planungsrechtlichen Voraussetzungen zum Bau
eines Stadtebauprojektes mit einer zulassigen Grundflache von mehr als 20.000 m? im Siedlungsbereich
geschaffen. Daflr besteht gemal Punkt 18.8 der Anlage 1 des Gesetzes Uber die
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Umweltvertraglichkeitspriifung die Pflicht, eine allgemeine Vorpriifung durchzufiihren, um zu priifen, ob das
Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann. Ware dies der Fall, ware eine
Umweltvertraglichkeitspriifung erforderlich. Die allgemeine Vorpriifung des Einzelfalls gema § 3c UVPG
erfolgt in einem gemeinsamen Prifschnitt mit der Vorpriifung des Einzelfalls gemaR § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr.
2 BauGB (s.0.), die dem Bebauungsplan in Anlage 1 beiliegt. Die Stadt Kitzingen kommt darin zu dem
Ergebnis, dass durch den Bebauungsplan nicht die Zulassigkeit eines Vorhabens begriindet wird, das der
Pflicht zur Durchfiihrung einer Umweltvertraglichkeitspriifung nach UVPG oder nach Landesrecht unterliegt.

» Anhaltspunkte fur eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB genannten
Schutzgiiter bestehen nicht: FFH- oder Vogelschutzgebiete befinden sich nicht in raumlicher Nahe des
Planungsgebietes.

Die 1. Anderung des Bebauungsplans Nr. 40 ,Wilhelmsberg — Kitzingen* wird nach §
13a BauGB als Bebauungsplan der Innenentwicklung im Beschleunigten Verfahren
aufgestellt.

Um die umweltbezogenen Anforderungen an die Bauleitplanung zu erflllen, wird die
Bebauungsplananderung unter Bezugnahme auf § 13a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 BauGB
jedoch einschlieRlich der Abarbeitung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im
Sinne von § 1a Abs. 3 BauGB und unter Betrachtung artenschutzrechtlicher Belange (§
44 Abs. 1 und 5 BNatSchG) aufgestellt.

4. Vorbereitende Bauleitplanung

Bebauungsplane missen sich gemal § 8 Abs. 2 BauGB aus dem Flachennutzungsplan
entwickeln. Der festgestellte Flachennutzungsplan der Stadt Kitzingen stellt flr den
Bereich ein  Sondergebiet  ,Krankenhaus®  dar. Eine  Anderung des
Flachennutzungsplanes ist somit nicht erforderlich.

5. Verfahrensstand

Der Beschluss zur 1. Anderung des Bebauungsplans ,Wilhelmsberg Kitzingen“ im
beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB wurde am 26.07.2012 in o6ffentlicher
Sitzung vom Stadtrat gefasst und am 29.08.2012 im Amtsblatt ,Die Kitzinger* 6ffentlich
bekannt gemacht.

Anlagen:

1 BPae Wilhelmsberg_Plan A3 2013-03-13

2 BPae Wilhelmsberg_Festsetzungen 2013-03-13
3 BPae Wilhelmsberg_Begruendung 2013-03-13
4 BPae Wilhelmsberg_Anlage 1_2013-03-13

5 BPae Wilhelmsberg_Anlage 2_2013-03-13

6 BPae Wilhelmsberg_Anlage 3_2013-03-13

Seite 3von 3



	Datum
	Ostatus
	Nummer
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Text6
	FAuswirkung
	Text5
	Text4
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	Anlage

